
zelner Bundesstaaten wurde herabgesetzt. Diese Situation 
zwingt zu einem radikalen Sparkurs. Während in den von 
den Demokraten geführten Staaten ein sozialverträglicher 
Ausgleich durch die Einbeziehung der Beschäftigten und 
ihrer Gewerkschaften angestrebt wird, suchen die repub-
likanisch geführten Staaten die Konfrontation mit ihren 
Beschäftigten. 

Die Vorreiter sind Wisconsin, Ohio und New Jersey. 
Was bei Ohios Gouverneur John Kasich ganz harmlos 
klingt – „This is nothing more than an effort to reduce 
the cost of governance so we can start to create jobs“ –, 
ist unterfüttert mit allen konservativ-populistischen Glau-
bensbekenntnissen und ausgestattet mit einem vollen Ar-
senal anti-gewerkschaftlicher Waffen. Ein führender re-
publikanischer Politiker, Tim Pawlenty, hat das im „Wall 
Street Journal“ so ausgedrückt: „Unionized public em-

ployees are making more money, receiving more generous benefits, and enjo-
ying greater job security than the working families forced to pay for it with 
ever-higher taxes, deficits and debt.“ 

Jeder Dollar, den der Staat für steuerfressende Programme und sozial ge-
hätschelte Beschäftigte ausgibt, schwächt die Wachstum und Beschäftigung 
kreierende Investitionsbereitschaft der privaten Wirtschaft, so das wirtschafts-
politische Credo. Dass die Ausgaben für Militär und Geheimdienste nicht als 
Vergeudung von Steuergeldern, sondern als systemstabilisierend gelten, ver-
schleiert nur notdürftig den Widerspruch im konservativen Denken: Einerseits 
wird einer möglichst staatsfreien Gesellschaft das Wort geredet, andererseits 
werfen die Republikaner einem staatlichen Gewaltapparat Geld in einem Um-
fang hinterher, der größer ist als alle Militärausgaben im Rest der Welt. Das 
republikanische Credo schließt Steuererhöhungen aus, insbesondere für die 
Reichen, denn deren Ausgaben gelten als die Grundlagen für mehr Beschäfti-
gung. Umgesetzt in die Praxis einzelstaatlicher Haushaltspolitik heißt das: 
Streichung von Investitionen in die öffentliche Infrastruktur einschließlich des 

Wisconsin, ohio, Michigan

Gesetze gegen  
Arbeitnehmerrechte
Die republikanische Attacke wird mit alarmierender Geschwindigkeit 
vorangetrieben. Anfang April wurden in Ohio, Wisconsin und Mi-
chigan Gesetze zum Abbau der kollektiven Verhandlungsrechte ver-
abschiedet. Sie laufen alle darauf hinaus, den Gouverneuren letzt-
instanzliche Entscheidungsrechte über die Arbeitsbedingungen ihrer 
Angestellten zu sichern. In Ohio etwa soll zukünftig der Gouverneur 
das Recht haben, Löhne festzulegen und Streiks zu untersagen, 
wenn die Gewerkschaften das letzte Angebot des Arbeitgebers ab-
lehnen. In Michigan ist ein Gesetz erlassen worden, das dem Gou-
verneur das Recht gibt, Gemeinden für insolvent zu erklären und die 
Kollektivrechte ihrer Beschäftigten aufzuheben. In New Mexico hat 
der Gouverneur gleich die gesamte Behörde lahmgelegt, die für 
Konfliktregulierung zuständig war. 
Drei Varianten von Gegenbewegung kristallisieren sich heraus: 
■  Arbeits- und Staatsrechtler bestreiten die Rechtmäßigkeit der er-

lassenen Gesetze und haben überall Verfassungsklagen einge-
reicht.

■  Die Gewerkschaften versuchen, die unerwartet hohe Solidarität in 
eine landesweite Kampagne umzuformen. 

■  In der politischen Arena formiert sich eine breite anti-republikani-
sche Allianz mit dem Ziel, die demokratischen Mehrheiten zu er-
neuern und die restriktiven Arbeitsgesetze aufzuheben.

Quelle: U. S. Census Bureau; Queens College – Department of Sociology; New York Times
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Quelle: New York Times

schulDenkrise in Den usa
Defizit im Haushaltsjahr 2011 in Dollar/Prozent des Budgets
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